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Jahrgang 1976 Ausgegeben am 10. September 1976 146. Stück

496. Kundmachung: Ratifikationen des Übereinkommens über das auf die Form letztwilliger Ver-
fügungen anzuwendende Recht durch Schweden und Dänemark

4 9 7 . Kundmachung: Inkrafttreten und Geltungsbereich des Übereinkommens über ein Internatio-
nales Energieprogramm samt Anlage

4 9 8 . Notenwechsel zwischen dem Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie der
Republik Österreich und dem Department of Trade der Republik Singapur
gemäß Artikel 4 des Abkommens über den Internationalen Handel mit
Textilien

4 9 9 . Protokolle über die weitere Verlängerung des Übereinkommens betreffend Weizenhandel
und des Übereinkommens betreffend Nahrungsmittelhilfe, die das Inter-
nationale Weizenübereinkommen 1971 bilden
(NR: GP XIV RV 78 AB 120 S. 21. BR: AB 1480 S. 350.)

496 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom 31. August 1976 betreffend die Ratifika-
tionen des Übereinkommens vom 5. Oktober 1961 über das auf die Form letzt-

williger Verfügungen anzuwendende Recht durch Schweden und Dänemark

Nach Mitteilung der Königlich Niederländischen Botschaft in Wien haben Schweden und
Dänemark ihre Ratifikationsurkunden zum Übereinkommen über das auf die Form letztwilliger
Verfügungen anzuwendende Recht (BGBl. Nr. 295/1963, letzte Kundmachung betreffend den
Geltungsbereich BGBl. Nr. 438/1976) am 9. bzw. 21. Juli 1976 hinterlegt.

Häuser

497. Kundmachung des Bundeskanzlers vom 31. August 1976 betreffend das Inkrafttreten
und den Geltungsbereich des Übereinkommens über ein Internationales Energie-

programm samt Anlage vom 18. November 1974

Die Ermächtigung zur Abgabe der im Artikel 67 Absatz 1 des Übereinkommens über ein
Internationales Energieprogramm (BGBl. Nr. 317/1976) vorgesehenen Notifikation gegenüber der
Regierung des Königreiches Belgien wurde vom Bundespräsidenten unterzeichnet und vom Bundes-
kanzler gegengezeichnet; das Übereinkommen ist gemäß seinem Artikel 67 Absatz 3 am 10. Juli
1976 für Österreich in Kraft getreten.

Bisher haben außer Österreich folgende weitere Staaten Notifikationen im Sinne des Artikels 67
Absatz 1 abgegeben: Belgien, Bundesrepublik Deutschland, Dänemark, Irland, Kanada, Luxemburg,
Niederlande, Schweden, Schweiz, Spanien, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nord-
irland und Vereinigte Staaten von Amerika.

Häuser

12 243
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498 . Notenwechsel zwischen dem Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie
der Republik Österreich und dem Department of Trade der Republik Singapur gemäß

Artikel 4 des Abkommens über den Internationalen Handel mit Textilien *)

(Übersetzung)
BUNDESMINISTERIUM FÜR HANDEL,
GEWERBE UND INDUSTRIE

1011 Wien

Zl. 27 639/17-II/7/76
Wien, am 21. Juli 1976

Sehr geehrter Herr Direktor!

Ich beehre mich, auf die Verhandlungen, die
in Genf zwischen den Vertretern Österreichs und
Singapurs vom 5. bis 9. Juli 1976 stattgefunden
haben, Bezug zu nehmen. Als Ergebnis dieser
Verhandlungen möchte ich die folgende Verein-
barung bezüglich der Ausfuhr von Hemden aus
Geweben aus diskontinuierlichen synthetischen
Spinnstoffen aus TNr. 61.03 der Brüsseler Zoll-
tarifnomenklatur von Singapur nach Österreich
gemäß Artikel 4 des ABKOMMENS ÜBER DEN
INTERNATIONALEN HANDEL MIT TEX-
TILIEN vorschlagen.

1. Diese Vereinbarung gilt für den Zeitraum
vom 1. August 1976 bis 31. Juli 1977. Während
dieses Zeitraumes wird Singapur die Ausfuhren
der oben erwähnten Hemden nach Österreich auf
die im zweiten Absatz genannte Menge beschrän-
ken.

2. Die Ausfuhrbeschränkungsmenge für das
Vertragsjahr, beginnend mit 1. August 1976, be-
trägt 300000 Stück.

3. Gegen Vorlage von Ursprungszeugnissen, die
vom Department of Trade Singapurs ausgestellt
und mit der Bestätigung versehen sind, daß mit
der betreffenden Lieferung die vereinbarte Aus-
fuhrbeschränkungsmenge belastet wird, wird die
zuständige österreichische Behörde automatisch
und ohne Verzögerung die entsprechenden Ein-
fuhrbewilligungen ausstellen.

4. Singapur wird Österreich über die Ausfuhr
der oben erwähnten Hemden, mit denen die im
obigen Absatz 2 festgelegten Ausfuhrbeschrän-
kungsmengen belastet wurden, Statistiken auf
vierteljährlicher und kumulativer Basis zur Ver-
fügung stellen.

5. Österreich wird Singapur Einfuhrbewilligun-
gen, die innerhalb der vereinbarten Ausfuhrbe-
schränkungsmenge gegen Vorlage der gemäß
obigem Absatz 3 bestätigten Ursprungszeugnisse
ausgestellt wurden, auf einer vierteljährlichen und
kumulativen Basis zur Verfügung stellen.

») Kundgemacht in BGBl. Nr. 623/1974



146. Stück — Ausgegeben am 10. September 1976 — Nr. 498 2065

6. Auf Wunsch jeder der beiden Vertragsteile
werden Konsultationen bezüglich der Abwicklung
von Ausfuhren der oben erwähnten Hemden von
Singapur nach Österreich durchgeführt.

7. Österreich kann durch schriftliche Mitteilung
an Singapur, die mindestens 90 Tage vor Ablauf
der Vereinbarung zu übermitteln ist, deren Ver-
längerung, Änderung oder Beendigung vorschla-
gen.

Falls dieser Vorschlag für Singapur annehmbar
ist, wird diese Note und Ihre Bestätigungsnote
eine Vereinbarung zwischen Singapur und Öster-
reich begründen.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Direktor,
den Ausdruck meiner vorzüglichsten Hoch-
achtung.

Dr. Rudolf Willenpart
Ministerialrat

Herrn
Ridzwan D z a f i r
Director
Department of Trade
S i n g a p u r
Republik Singapur

(Übersetzung)

Singapur, 31. Juli 1976

Sehr geehrter Herr Ministerialrat!

Ich beehre mich, auf Ihren Brief vom 21. Juli
1976 betreffend die Vereinbarung gemäß Ar-
tikel 4 des ABKOMMENS ÜBER DEN INTER-
NATIONALEN HANDEL MIT TEXTILIEN
über die Ausfuhr von Hemden von Singapur
nach Österreich, die zur Gänze oder hauptsäch-
lich aus Geweben aus diskontinuierlichen synthe-
tischen Spinnstoffen aus TNr. 61.03 der Brüsseler
Zolltarifnomenklatur bestehen, Bezug zu neh-
men, und möchte Ihnen mitteilen, daß die gegen-
ständliche Vereinbarung in Übereinstimmung mit
den Bestimmungen des vorerwähnten Briefes ist.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Ministe-
rialrat, den Ausdruck meiner vorzüglichsten
Hochachtung.

Ridzwan Dzafir
Direktor

Department of Trade

Rudolf W i l l e n p a r t
Ministerialrat
Bundesministerium für Handel,
Gewerbe und Industrie
W i e n

Häuser
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499.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Protokolls über die weitere Verlängerung des Übereinkom-
mens betreffend Weizenhandel 1971 *), dessen Art. 1, Art. 6 zweiter Satz und Art. 7 Absatz 1 ver-
fassungsändernd sind, samt Präambel der Protokolle über die weitere Verlängerung des Überein-
kommens betreffend Weizenhandel und des Übereinkommens betreffend Nahrungsmittelhilfe, die
das Internationale Weizenübereinkommen 1971 bilden, wird genehmigt.

(Übersetzung)

PROTOKOLLE ÜBER DIE
WEITERE VERLÄNGE-
RUNG DES ÜBEREIN-
KOMMENS BETREFFEND
WEIZENHANDEL UND
DES ÜBEREINKOMMENS

BETREFFEND
NAHRUNGSMITTEL-

HILFE, DIE DAS INTER-
NATIONALE WEIZEN-
ÜBEREINKOMMEN 1971

BILDEN

PRÄAMBEL
Die Konferenz zur Festlegung

der Texte der Protokolle über
die weitere Verlängerung der
Übereinkommen, die das Inter-
nationale Weizenübereinkom-
men 1971 bilden, hat

IN DER ERWÄGUNG, daß
das Internationale Weizenüber-
einkommen 1949 in den Jahren
1953, 1956, 1959, 1962, 1965,
1966, 1967, 1968, 1971 und 1974
revidiert, erneuert oder verlän-
gert worden ist,

IN DER ERWÄGUNG, daß
das Internationale Weizenüber-
einkommen 1971, das zwei von-
einander getrennte Rechtsinstru-
mente enthält, nämlich das
Übereinkommen betreffend
Weizenhandel 1971 und das
Übereinkommen betreffend
Nahrungsmittelhilfe 1971, die
beide mit Protokoll im Jahre
1974 verlängert worden sind, am
30. Juni 1975 ablaufen wird,

die Texte der Protokolle über
die weitere Verlängerung des
Übereinkommens betreffend
Weizenhandel 1971 und über die

•) Kundgemacht in BGBl. Nr. 341/1972
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weitere Verlängerung des Über-
einkommens betreffend Nah-
rungsmittelhilfe 1971 festgelegt.

PROTOKOLL ÜBER DIE
WEITERE VERLÄNGERUNG
DES ÜBEREINKOMMENS BE-
TREFFEND WEIZENHANDEL

1971

Die Regierungen, die Ver-
tragsparteien dieses Protokolls
sind, haben

IN DER ERWÄGUNG, daß
das Übereinkommen betreffend
Weizenhandel 1971 (im folgen-
den als „Übereinkommen" be-
zeichnet) des Internationalen
Weizenübereinkommens 1971,
das mit Protokoll im Jahre 1974
verlängert worden ist, am
30. Juni 1975 abläuft,

FOLGENDES VEREIN-
BART:

ARTIKEL 1

Verlängerung, Ablauf und Be-
endigung des Übereinkommens

Vorbehaltlich der Bestim-
mungen des Artikels 2 dieses
Protokolls bleibt das Überein-
kommen zwischen den Vertrags-
parteien dieses Protokolls bis
zum 30. Juni 1976 in Kraft.
Sollte jedoch ein neues inter-
nationales Übereinkommen über
Weizen vor dem 30. Juni 1976
in Kraft treten, so bleibt dieses
Protokoll nur bis zum Tag des
Inkrafttretens des neuen Über-
einkommens in Kraft.

ARTIKEL 2

Nicht anwendbare Bestimmun-
gen des Übereinkommens

Die folgenden Bestimmungen
des Übereinkommens gelten
mit Wirkung vom 1. Juli 1975
als nicht anwendbar:

a) Absatz 4 des Artikels 19;

b) Artikel 22 bis einschließ-
lich 26;

c) Absatz 1 des Artikels 27;

d) Artikel 29 bis einschließ-
lich 31.
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ARTIKEL 3

Begriffsbestimmungen

Ein Hinweis in diesem Pro-
tokoll auf eine „Regierung" oder
auf „Regierungen" bedeutet
auch einen Hinweis auf die
Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft (im folgenden als „Ge-
meinschaft" bezeichnet). In
Übereinstimmung damit bedeu-
tet jeder Hinweis in diesem
Protokoll auf „Unterzeichnung"
oder die „Hinterlegung von Ra-
tifikations-, Annahme-, Geneh-
migungs- oder Abschlußurkun-
den" oder „eine Beitrittsur-
kunde" oder eine „Erklärung
über die vorläufige Anwendung"
durch eine Regierung im Falle
der Gemeinschaft auch Unter-
zeichnung oder Erklärung über
die vorläufige Anwendung im
Namen der Gemeinschaft durch
deren zuständige Behörde; die
Hinterlegung der Urkunde be-
deutet die gemäß den institutio-
nellen Verfahren der Gemein-
schaft für einen internationalen
Vertragsabschluß erforderliche
Hinterlegung.

ARTIKEL 4

Finanzfragen

Den ersten Beitrag eines Aus-
fuhr- oder Einfuhr-Mitgliedes,
das diesem Protokoll gemäß
Artikel 7 Absatz 1 lit. b bei-
tritt, setzt der Rat auf der
Grundlage der diesem Land zu-
zuteilenden Stimmenzahl und
des für das laufende Erntejahr
verbleibenden Zeitabschnittes
fest, ohne jedoch die für das
laufende Erntejahr für die an-
deren Ausfuhr- und Einfuhr-
Mitglieder festgesetzten Beiträge
zu ändern.

ARTIKEL 5

Unterzeichnung

Dieses Protokoll liegt vom
25. März 1975 bis einschließlich
14. April 1975 in Washington
zur Unterzeichnung auf, und
zwar für die Regierungen von
Ländern, die Vertragsparteien
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des mit Protokoll verlängerten
Übereinkommens sind oder am
25. März 1975 als vorläufige
Vertragsparteien des mit Proto-
koll verlängerten Übereinkom-
mens betrachtet werden oder die
Mitglieder der Vereinten Natio-
nen, ihrer SpezialOrganisationen
oder der Internationalen Atom-
energiebehörde und in der An-
lage A oder B des Übereinkom-
mens angeführt sind.

ARTIKEL 6

Ratifikation, Annahme, Geneh-
migung oder Abschluß

Dieses Protokoll bedarf der
Ratifikation, Annahme, Geneh-
migung oder des Abschlusses
durch jede unterzeichnende Re-
gierung nach Maßgabe ihrer
verfassungsrechtlichen und in-
stitutionellen Verfahren. Die
Ratifikations-, Annahme-, Ge-
nehmigungs- oder Abschlußur-
kunden sind bei der Regierung
der Vereinigten Staaten von
Amerika bis spätestens 18. Juni
1975 zu hinterlegen; jedoch
kann der Rat einer unterzeich-
nenden Regierung, die ihre Rati-
fikations-, Annahme-, Geneh-
migungs- oder Abschlußurkunde
nicht bis zu diesem Zeitpunkt
hinterlegt hat, eine oder mehrere
Fristverlängerungen gewähren.

ARTIKEL 7

Beitritt

(1) Dieses Protokoll liegt zum
Beitritt auf:

a) bis zum 18. Juni 1975 für
die Regierung jedes zu
diesem Zeitpunkt in der
Anlage A oder B zum
Übereinkommen ange-
führten Mitgliedes; der
Rat kann jedoch einer Re-
gierung, die ihre Urkunde
bis zu diesem Zeitpunkt
nicht hinterlegt hat, eine
oder mehrere Fristver-
längerungen gewähren;
und

b) nach dem 18. Juni 1975
für die Regierung jedes
Mitgliedes der Vereinten
Nationen, ihrer Spezial-
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organisationen oder der
Internationalen Atom-
energiebehörde zu Bedin-
gungen, die der Rat mit
mindestens zwei Dritteln
der von Ausfuhr-Mitglie-
dern und mit zwei Drit-
teln der von Einfuhr-Mit-
gliedern abgegebenen
Stimmen für angemessen
hält.

(2) Der Beitritt erfolgt durch
Hinterlegung einer Beitrittsur-
kunde bei der Regierung der
Vereinigten Staaten von Ame-
rika.

(3) Wird zwecks Durchfüh-
rung des Übereinkommens und
dieses Protokolls auf Mitglieder
Bezug genommen, die in der An-
lage A oder B zum Übereinkom-
men angeführt sind, so gilt jedes
Mitglied, dessen Regierung dem
Übereinkommen unter den vom
Rat vorgeschriebenen Bedingun-
gen oder diesem Protokoll ge-
mäß Absatz 1 lit. b dieses Ar-
tikels beigetreten ist, als in der
entsprechenden Anlage ange-
führt.

ARTIKEL 8

Vorläufige Anwendung

Jede unterzeichnende Regie-
rung kann bei der Regierung
der Vereinigten Staaten von
Amerika eine Erklärung über
die vorläufige Anwendung dieses
Protokolls hinterlegen. Jede an-
dere Regierung, welche die Vor-
aussetzungen für die Unterzeich-
nung dieses Protokolls erfüllt
oder deren Beitrittsersuchen
vom Rat genehmigt wird, kann
ebenfalls bei der Regierung der
Vereinigten Staaten von Ame-
rika eine Erklärung über die
vorläufige Anwendung hinter-
legen. Jede Regierung, die eine
solche Erklärung hinterlegt,
wendet dieses Protokoll vorläu-
fig an und wird als vorläufige
Vertragspartei desselben ange-
sehen.

ARTIKEL 9

Inkrafttreten

(1) Dieses Protokoll tritt zwi-
schen den Regierungen, die Rati-
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fikations-, Annahme-, Geneh-
migungs-, Abschluß- oder Bei-
trittsurkunden oder Erklärun-
gen über die vorläufige Anwen-
dung gemäß den Artikeln 6, 7
und 8 dieses Protokolls bis zum
18. Juni 1975 hinterlegt haben,
wie folgt in Kraft:

a) am 19. Juni 1975 hinsicht-
lich aller Bestimmungen
des Übereinkommens mit
Ausnahme der Artikel 3
bis einschließlich 9 und
Artikel 21, und

b) am 1. Juli 1975 hinsicht-
lich der Artikel 3 bis ein-
schließlich 9 und Arti-
kel 21 des Übereinkom-
mens,

wenn die Ratifikations-, An-
nahme-, Genehmigungs-, Ab-
schluß- oder Beitrittsurkunden
oder Erklärungen über die vor-
läufige Anwendung spätestens
am 18. Juni 1975 im Namen
von Regierungen hinterlegt wer-
den, die Ausfuhr-Mitglieder, die
über wenigstens sechzig Prozent
der in der Anlage A angege-
benen Stimmen verfügen, und
Einfuhr-Mitglieder, die über
wenigstens fünfzig Prozent der
in der Anlage B angegebenen
Stimmen verfügen, vertreten be-
ziehungsweise die über diese
Stimmen verfügt hätten, wenn
sie zu diesem Zeitpunkt Ver-
tragsparteien des Übereinkom-
mens gewesen wären.

(2) Dieses Protokoll tritt für
eine Regierung, die nach dem
19. Juni 1975 gemäß den ein-
schlägigen Bestimmungen dieses
Protokolls eine Ratifikations-,
Annahme-, Genehmigungs-, Ab-
schluß- oder Beitrittsurkunde
hinterlegt hat, am Tage dieser
Hinterlegung in Kraft; jedoch
tritt für diese Regierung kein
Teil des Protokolls in Kraft,
ehe er gemäß Absatz 1 oder 3
dieses Artikels auch für andere
Regierungen in Kraft tritt.
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(3) Tritt dieses Protokoll nicht
gemäß Absatz 1 dieses Artikels
in Kraft, so können die Regie-
rungen, die die Ratifikations-,
Annahme-, Genehmigungs-, Ab-
schluß- oder Beitrittsurkunden
oder Erklärungen über die vor-
läufige Anwendung hinterlegt
haben, in gegenseitigem Einver-
nehmen beschließen, daß es zwi-
schen den Regierungen in Kraft
treten soll, die Ratifikations-,
Annahme-, Genehmigungs-, Ab-
schluß- oder Beitrittsurkunden
oder Erklärungen über die vor-
läufige Anwendung hinterlegt
haben.

ARTIKEL 10

Notifikation durch die Deposi-
tarregierung

Die Regierung der Vereinigten
Staaten von Amerika als Depo-
sitarregierung notifiziert allen
unterzeichnenden und beitreten-
den Regierungen jede Unter-
zeichnung, Ratifikation, An-
nahme, Genehmigung, jeden Ab-
schluß, jede vorläufige Anwen-
dung dieses Protokolls und jeden
Beitritt zu diesem sowie alle
gemäß Artikel 27 des Überein-
kommens eingegangenen Noti-
fikationen und Mitteilungen und
alle gemäß Artikel 28 des Über-
einkommens eingegangenen Er-
klärungen und Notifikationen.

ARTIKEL 11

Beglaubigte Kopie des Protokolls

Die Depositarregierung über-
mittelt so bald wie möglich
nach dem endgültigen Inkraft-
treten dieses Protokolls eine be-
glaubigte Abschrift dieses Proto-
kolls in englischer, französischer,
russischer und spanischer Sprache
dem Generalsekretär der Ver-
einten Nationen zur Registrie-
rung gemäß Artikel 102 der
Satzung der Vereinten Nationen.
Jede Änderung dieses Protokolls
wird in gleicher Weise mitge-
teilt.
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ARTIKEL 12
Verhältnis der Präambel zum

Übereinkommen

Die Präambel der Protokolle
über die weitere Verlängerung
des Internationalen Weizenüber-
einkommens 1971 ist Bestandteil
dieses Protokolls.

ZU URKUND DESSEN ha-
ben die von ihren Regierungen
oder Behörden hiezu gehörig
bevollmächtigten Unterzeichne-
ten dieses Protokoll an dem
jeweils neben ihren Unterschrif-
ten vermerkten Tag unterzeich-
net.

Der englische, französische,
russische und spanische Wortlaut
dieses Protokolls ist in gleicher
Weise authentisch. Die Urschrif-
ten werden bei der Regierung
der Vereinigten Staaten von
Amerika hinterlegt; diese über-
mittelt jeder Vertragspartei, die
das Protokoll unterzeichnet oder
ihm beitritt, sowie dem Exeku-
tivsekretär des Rates beglaubigte
Abschriften.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifika-
tionsurkunde wurde am 15. Juni 1976 bei der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika
hinterlegt; das Protokoll ist gemäß seinem Art. 9 Abs. 2 am 15. Juni 1976 für Österreich in Kraft
getreten.

Bisher haben außer Österreich die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft und nachstehende
Staaten ihre Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunden zum vorliegenden
Protokoll oder Erklärungen über dessen vorläufige Anwendung hinterlegt:

Ägypten, Argentinien, Australien, Barbados, Belgien, Bolivien, Brasilien, Bundesrepublik
Deutschland, Dänemark, Dominikanische Republik, Ekuador, El Salvador, Finnland, Frankreich,
Griechenland, Guatemala, Indien, Iran, Irak, Irland, Israel, Italien, Japan, Kanada, Kenia, Korea,
Kuba, Libanon, Libyen, Luxemburg, Malta, Mauritius, Marokko, Niederlande, Nigerien, Norwegen,
Pakistan, Panama, Peru, Portugal, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Spanien, Südafrika, Syrien,
Trinidad und Tobago, Tunesien, UdSSR, Vatikanstadt, Vereinigtes Königreich von Großbritannien
und Nordirland (einschließlich Dominica, St. Christopher-Nevis-Anguilla, St. Vincent, Bailiwick of
Guernsey, Isle of Man, Belize, Bermuda, Britisch Jungfern Inseln, Gibraltar, Gilbert und Ellice-In-
seln, Hongkong, Montserrat, St. Helena und abhängige Gebiete sowie Seychellen) und Vereinigte
Staaten von Amerika.

Häuser
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